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Vorblatt 


Fahrpersonalgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 25. März 1969 
die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr erlassen, die 
in bezug auf die Fahrer im gewerblichen Güter- und Personen- 
verkehr auf den Straßen Mindestarbeitsbedingungen vorschreibt 
(Mindestalter, Beifahrer, Lenkzeiten, Pausen, Ruhezeiten, Kon- 
trollbuch usw.). Nach Artikel 18 dieser Verordnung haben die 
Mitgliedstaaten der EWG die zur Durchführung, Überwachung 
und Ahndung von Zuwiderhandlungen erforderlichen Vor- 
schriften selbst zu erlassen. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht Geldbußen, Geldstrafen 
und Freiheitsstrafen bei Zuwiderhandlungen vor. Er enthält 
ferner ein allgemeines Verbot von Akkordlöhnen und Fahr- 
strecken-Prämien für Mitglieder des Fahrpersonals und Ermäch- 
tigungen für den Erlaß von Rechtsverordnungen und Verwal- 
tungsvorschriften. 


C. Alternativen 

Entfallen 


D. Kosten 

Es entstehen keine wesentlichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Juli 1970 

III/4 — 92001 — Fa 6/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Fahrpersonal im Straßenverkehr 
(FahrpersGSt) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Fahrpersonal im Straßenverkehr (FahrpersGSt) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Rechtsverordnungen 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
25. März 1969 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 77 vom 29. März 1969) Rechtsverord- 
nungen über 

1. die Organisation, das Verfahren und die Mittel 
der Überwachung der Durchführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69, 

2. die Gestaltung und Behandlung der Beschäfti- 
gungsnachweise, 

3. Ausnahmen von den Mindestaltersgrenzen für 
Kraftfahrer, Beifahrer und Schaffner 

zu erlassen, soweit deren Erlaß der Bundesrepublik 
Deutschland in den Artikeln 5, 14 und 18 sowie im 
Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 anheim- 
gestellt oder auferlegt wird. 

§ 2 

Verbot von Akkordlöhnen und Fahrstreckenprämien 
für Mitglieder des Fahrpersonals 

(1) Kraftfahrer dürfen als Arbeitnehmer nicht un- 
mittelbar nach den zurückgelegten Fahrstrecken oder 
der Menge der beförderten Güter entlohnt werden, 
auch nicht in Form von Prämien oder Zuschlägen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Mitglieder des Fahr- 
personals, auf die die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
nicht anzuwenden ist. 

§ 3 

Überwachung 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 und der Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
vom 22. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1307, 
1791) sowie dieses Gesetzes und der auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegt 
den von der Landesregierung bestimmten Behörden 
(Aufsichtsbehörden) . 

(2) Unberührt bleibt die Zuständigkeit der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr nach § 5 Abs. 3 


dieses Gesetzes und nach § 54 Abs. 2 Nr. 3 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes. 

(3) Der Unternehmer und die Mitglieder des 
Fahrpersonals sind verpflichtet, der zuständigen Be- 
hörde innerhalb einer von ihr festzusetzenden Frist 

1. die Auskünfte, die zur Ausführung der in Ab- 
satz 1 genannten Vorschriften erforderlich sind, 
wahrheitsgemäß und vollständig zu erteilen, 

2. die Unterlagen, die sich auf diese Angaben be- 
ziehen oder aus denen die Lohn- oder Gehalts- 
zahlungen ersichtlich sind, zur Einsicht vorzu- 
legen. 

(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Die Aufsichtsbehörden dürfen Grundstücke, 
Betriebsanlagen, Geschäftsräume und Beförderungs- 
mittel der zu überwachenden Betriebe jederzeit be- 
treten, dort Prüfungen und Untersuchungen vorneh- 

' men und die geschäftlichen Unterlagen der Aus- 
kunftspflichtigen einsehen. 

(6) Die Aufsicht über die Ausführung der Vor- 
schriften in den Betrieben der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost obliegt deren 
Dienststellen nach Bestimmungen der Fachminister. 

§ 4 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Verkehr kann im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Durchführung 

1. der in § 1 genannten oder auf § 1 beruhenden 
Vorschriften, 

2. der Verordnung zur Durchführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 

allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen, insbe- 
sondere über die Erteilung einer Verwarnung (§§ 56, 
58 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 5 und dar- 
über, in welchen Fällen eine solche Verwarnung 
nicht erteilt werden soll. 
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§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. unter Verstoß gegen eine Vorschrift 

a) über das Mindestalter der Mitglieder des 
Fahrpersonals und über die Anforderungen an 
die im Personenverkehr eingesetzten Fahrer 
in Artikel 5 oder 

b) über die tägliche oder die zusätzliche wöchent- 
liche Ruhezeit in den Artikeln 11 oder 12 

der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 Fahrpersonal 
beschäftigt oder als Mitglied des Fahrpersonals 
tätig wird, 

2. als Unternehmer oder als Fahrer gegen die Vor- 

schrift über die Begleitung oder die Ablösung 
durch einen anderen Fahrer in Artikel 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 verstößt, , 

j 

3. als Unternehmer oder als Fahrer gegen eine Vor- 
schrift über die Lenkzeiten in den Artikeln 7 bis 
9 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 verstößt, 

4. als Unternehmer oder als Mitglied des Fahrperso- ^ 
nals gegen eine Vorschrift 

a) über das persönliche Kontrollbuch in Arti- I 
kel 14 Abs. 1, 2, 5 oder 6 der Verordnung ! 
(EWG) Nr. 543/69, in den Nummern 8 bis 14 | 
oder 16 bis 25 der Anweisungen für die Füh- | 
rung des persönlichen Kontrollbuchs im An- { 
hang der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 oder | 
in § 1, § 5 oder § 6 Abs. 2 der Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69, 

b) über die Tageskontrollblätter in § 3 Abs. 1 
der Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69, 

c) über den Auszug aus dem Arbeitszeitplan 
oder den Abdruck des Linienfahrplans in Arti- 
kel 15 Abs. 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69 

verstößt, 

5. als Unternehmer gegen eine Vorschrift 

a) über das Verzeichnis der persönlichen Kon- 
trollbücher in Artikel 14 Abs. 7 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 oder in § 2 der Ver- 
ordnung zur Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69, 

b) über die Aushändigung der persönlichen Kon- 
trollbücher in Nummer 2 der Anweisungen für 
die Führung des persönlichen Kontrollbuchs 
im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 543/69, 

c) über die Aufbewahrung der persönlichen Kon- 
trollbücher in Artikel 14 Abs. 8 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69, 

d) über die Aufbewahrung der Tageskontroll- 
blätter in § 3 Abs. 2 der Verordnung zur 


Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69, 

e) über den Linienfahrplan oder den Arbeits- 
zeitplan in Artikel 15 Abs. 1 bis 4 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 oder in § 3 Abs. 2 
der Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 

verstößt, 

6. als Unternehmer entgegen § 2 Kraftfahrer unmit- 
telbar auf Grund der zurückgelegten Fahrstrek- 
ken oder der beförderten Gütemenge entlohnt, 

7. als Unternehmer oder als Mitglied des Fahr- 
personals der Auskunfts- oder Vorlagepflicht 
nach § 3 Abs. 3 nicht, nicht richtig, nicht vollstän- 
dig oder nicht fristgemäß nachkommt, 

8. einer Rechtsverordnung nach § 1 zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, Nr. 3 und 
Nr. 6 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deut- 
sche Mark, in den anderen Fällen des Absatzes 1 
mit einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Wird ein Verstoß in einem Unternehmen be- 
gangen, das im Inland weder seinen Sitz noch eine 
geschäftliche Niederlassung hat, und hat auch der 
Betroffene im Inland keinen Wohnsitz, so ist Ver- 
waltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr. 

§ 6 

Straftaten 

(1) Wer als Unternehmer eine der in § 5 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 und Nr. 3 bezeichneten 
Handlungen begeht und dadurch ein Mitglied des 
Fahrpersonals in seiner Arbeitskraft oder Gesund- 
heit gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Gefahr 
fahrlässig herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 7 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

§ 6 Abs. 1 Nr. 6 des Straßenverkehrsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Dezem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert 
durch das Fahrlehrergesetz vom 25. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1336), erhält folgende Fassung: 

„6. die tägliche und die wöchentliche Höchstzeit der 
Lenkung eines Lastkraftwagens, einer Zug- 
maschine oder eines Kraftomnibusses und die 
erforderlichen Ruhezeiten und Ruhepausen so- 


3 



Drucksache VI / 1 060 


Deutscher Bu ndestag — 6. Wahlperiode 


wie die entsprechenden Nachweise für alle Per- 
sonen einschließlich derjenigen, die ein solches 
Kraftfahrzeug nicht auf Grund eines Beschäfti- 
gungsverhältnisses führen;". 

§ 8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 | 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar j 


' 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
I erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
i des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 
25. März 1969 die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
über die Harmonisierung bestimmter Sozialvor- 
schriften im Straßenverkehr erlassen (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 vom 29. März 
1969). Nach Artikel 18 der Verordnung haben die 
Mitgliedstaatcn der EWG nach Anhörung der Kom- 
mission rechtzeitig die zur Durchführung dieser 
Verordnung notwendigen Rechts- und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften auszuarbeiten. Diese Vor- 
schriften müssen sich u. a. auf die Organisation, das 
Verfahren und die Mittel für die Überwachung so- 
wie auf die Ahndung von Zuwiderhandlungen er- 
strecken. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 ist ab 1. Oktober 
1969 auf den Verkehr zwischen den Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft anzuwenden. Wegen des Ab- 
laufs der Legislaturperiode konnte die Bundesre- 
gierung im Sommerhalbjahr 1969 den gesetzgeben- 
den Körperschaften den Entwurf eines Durchfüh- 
rungsgesetzes nicht mehr vorlegen. Die Bundesmini- 
ster für Verkehr und für Arbeit und Sozialordnung 
erließen deshalb zunächst auf Grund des § 6 StVG 
und des § 29 AZO die Durchführungsvorschriften, 
für die eine Verordnung genügte (Durchführungs- 
verordnung zur Verordnung [EWG] Nr. 543/69 vom 
22. August 1969 [Bundesgesetzbl. I S. 1307, 1791]). 
Dabei war es nicht möglich, die EWG-Regelung 
durch Bußgeldvorschriften zu schützen. 

Das neue Gesetz soll diese Lücke schließen. Außer- 
dem enthält es sonstige Vorschriften, die die wirk- 
same Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
543 69 sichern und Umgehungsversuche erschweren. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

§ 1 (Rechtsverordnungen) 

Die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 enthält in den 
Artikeln 5, 14 und 18 sowie im Anhang (Nummern 1, 
3 und 7 der Gebrauchsanleitung) Vorschriften, die 
den Mitgliedstaaten den Erlaß bestimmter Durch- 
führungsvorschriften auferlegen oder anheimstel- 
len. Diese Vorschriften sollen im Bundesgebiet dem 
Verordnungsgeber überlassen werden, damit die 
jederzeitige Anpassung an die Bedürfnisse der Pra- 
xis möglich ist. 

Die Durchführungsvorschriften nach § 1 enthalten 
eine verkehrsrechtliche Regelung, die sich auf das 
Sozialrecht sehr erheblich auswirkt. Deshalb werden 
die Federführung des Bundesministers für Verkehr 
und das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung vorgesehen. 

§ 2 (Verbot von Akkordlöhnen und Fahrstrecken- 
prämien für Kraftfahrer) 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit ist in den letz- 
ten Jahren die Frage gestellt worden, ob Akkord- 


löhne und Fahrstreckenprämien für Kraftfahrer 
untersagt werden sollten. Dabei haben die Sozial- 
partner bestätigt, daß auch sie Vergütungen ab- 
lehnen, die den Fahrer zur Erhöhung der Kilometer- 
leistungen anhalten und dadurch Verstöße gegen 
die Vorschriften über die Fahrgeschwindigkeiten 
nahelegen. 

Die Begrenzung der Lenkzeit durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 läßt befürchten, daß die Verein- 
barung von Akkordlöhnen, die Gewährung von 
Kilometerprämien und die Entlohnung nach beför- 
derten Gütermengen Bedeutung gewinnen, weil die 
Kilometerleistungen erhöht werden sollen. Im Inter- 
esse der Verkehrssicherheit werden daher Fahr- 
streckenprämien und die Entlohnung nach den be- 
förderten Gütermengen verboten. Das Verbot wird 
unter erhöhten Bußgeldschutz gestellt (§ 5 Abs. 2 
des Gesetzes). 

Nicht beabsichtigt ist das Verbot von Prämien für 
gute Fahrzeugpflege oder für unfallfreies Fahren. 
Zwar spielt die Fahrleistung auch hier bei der Beur- 
teilung eine Rolle, doch hat sie nur mittelbare Be- 
deutung; Berechnungsgrundlage ist die sorgfältige 
Wartung des Fahrzeugs oder das einwandfreie Ver- 
hallen im Straßenverkehr. Zulässig bleibt auch die 
Entlohnung von Taxi- und Mietwagenfahrern nach 
dem erzielten Umsatz. 

§ 3 (Überwachung) 

§ 3 ist den §§ 59, 60 des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
vom 9. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 665), dem 
§ 19 Abs. 1 des Miitterschutzgesetzcs in der Fassung 
vom 18. April 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 315) und 
dem § 25 Abs. 3 des Sprengstoffgesetzes vom 
25. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1358) nachge- 
bildet. Er ergänzt die Artikel 14 und 15 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69, um die Forderungen des 
Artikels 18 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
zu erfüllen. 

Die Vorlagepflicht (§ 3 Abs. 3 Nr. 2) bedeutet nicht, 
daß der Normadressat die Unterlagen nur in seinen 
Räumen vorzulegen braucht; die Behörde kann auch 
die Einsendung verlangen. 

Zur Entlastung der nach Landesrecht zuständigen 
Behörden wird nach dem Vorbild des § 7 DV (EWG) 
Nr. 543/69 eine Sondervorschrift über die Ausfüh- 
rung der EWG-Regelung in den Betrieben der Deut- 
schen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
vorgesehen. 

§ 4 (Allgemeine Verwaltungsvorschriften) 

Um bei Verkehrskontrollen einheitliche Grundsätze 
für gebührenpflichtige Verwarnungen zu ermög- 
lichen, sieht § 4 nach dem Vorbild des § 27 StVG 
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allgemeine Verwaltungsvorschriften über gebühren- 
pflichtige Verwarnungen vor. Die enge Zusammen- 
arbeit mit der EWG-Kommission kann weitere all- 
gemeine Verwaltungsvorschriften nahelegen; auch 
hierfür bietet § 4 die Grundlage. 

§ 5 (Ordnungswidrigkeiten) 

Nach dem Vorbild neuer Gesetze führt § 5 Abs. 1 
die Tatbestände der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
und ihrer Durchführungsverordnung vom 22. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1307, 1791) auf, die eines 
Bußgeldschutzes bedürfen. 

Die Höhe der in Absatz 2 angedrohten Geldbuße 
berücksichtigt, daß Verstöße von erheblicher finan- 
zieller Bedeutung Vorkommen werden. 

Auf Grund des Artikels 87 Abs. 3 des Grundgesetzes 
wird auf Vorschlag der Mehrheit der Länder zur 
Sicherstellung der Einheitlichkeit der Verwaltungs- 
praxis die Ahndung von Verstößen ausländischer 
Fahrer und Beifahrer der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr überlassen; dies ist nicht nur we- 
gen der sprachlichen Schwierigkeiten der Verhand- 
lungen mit den anderen EWG-Staaten nötig, sondern 
auch wegen der Sicherung der Zusammenarbeit mit 


den ausländischen Behörden, der Koordinierung der 
Entscheidungen und der Beachtung der ausländi- 
schen Vorschriften über die Beitreibung deutscher 
Geldbußen. Die Zuständigkeit der Bundesanstalt soll 
auch für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
ausländischen Fahrpersonals auf ausländischen 
Kraftomnibussen gelten. 

§ 6 (Straftaten) 

§ 6 beschreibt qualifizierte Fälle bestimmter Taten 
nach § 5 Abs. 1 als konkrete Gefährdungsdelikte. Die 
Vorschrift ist vergleichbaren Regelungen zum 
Schutze der Arbeitskraft nachgebildet (vgl. z. B. § 15 
Abs. 3 und 4 des Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über die Arbeitszeit in Bäckereien und Kondi- 
toreien vom 23. Juli 1969, Bundesgesetzbl. I S. 937). 

§ 7 (Änderung des Straßenverkehrsgesetzes) 

Die Änderung des § 6 StVG dient der Klarstellung. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das 
neue Gesetz nicht mit Kosten belastet. 

Auf die Preisentwicklung im Bundesgebiet hat das 
Gesetz keinen Einfluß. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und der Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der qualifizierten Mehrheit 
des Bundestages gemäß Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 
GG, weil die in § 5 Abs. 3 vorgesehene Über- 
tragung neuer Aufgaben auf die Bundesanstalt 
für den Güterfernverkehr nur unter den Vor- 
aussetzungen des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
zulässig ist. Die Eingangsworte sind entspre- 
chend dieser Vorschrift zu fassen. 

2. § 2 

In Absatz 1 ist das Wort „Kraftfahrer“ durch die 
Worte „Mitglieder des Fahrpersonals (Fahrer, 
Beifahrer, Schaffner)" zu ersetzen und das Wort 
„unmittelbar" zu streichen. 

Begründung 

Nach der Entwurfsfassung dürfen Beifahrer und 
Schaffner, die nicht unter die Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 fallen, keinen Leistungslohn erhalten, 
wohl aber Beifahrer und Schaffner, die der EWG- 
Verordnung unterliegen. Für eine derartige 
Ungleichbehandlung gibt es keinen sachlichen 
Grund. 

Das Verbot von Akkordlöhnen allein für die 
Fahrer ist für die Gewährleistung einer größe- 
ren Verkehrssicherheit nicht ausreichend. Das 
gesamte Fahrpersonal muß in das Verbot mit 
einbezogen werden. Werden andere Mitglieder 
des Fahrpersonals im Akkord entlohnt, so wer- 
den sie u. U. wegen des höheren Verdienstes, 
an dem sie ggf. auch den Kraftfahrer teilhaben 
lassen können, diesen veranlassen, möglichst 
schnell und lange zu fahren. Außerdem wird im 
deutschen Arbeitszeitrecht der Begriff „Beifah- 
rer" auch für solche Beschäftigte des Verkehrs- 
gewerbes verwendet, die den Fahrer nicht nur 
begleiten, sondern zeitweilig auch das Fahrzeug 
lenken. Ohne die vorgeschlagene Änderung des 
Absatzes 1, die der Formulierung in § 2 Abs. 2 
entspricht, würde für die mit dieser Vorschrift 
erfaßten Beifahrer das Akkordverbot oft nur für 
die Zeit ihres Dienstes am Steuer, nicht aber 
für die übrige Arbeitszeit gelten. Mit einer un- 
terschiedlichen Entlohnung während einer Ar- 
beitsschicht würde aber die Wirksamkeit des 
Verbotes in Frage gestellt. 

Hinzu käme als weitere Folge, daß die ebenfalls 
unterschiedliche Behandlung von Fahrer und Bei- 
fahrer, wenn sie beide der EWG-Verordnung 


unterliegen, dem Arbeitgeber Möglichkeiten er- 
öffnen würde, das Verbot zu umgehen. 

Das Verbot von Akkordlöhnen wird ferner nur 
dann zu einer Erhöhung der Verkehrssicherheit 
beitragen, wenn auch ein mittelbarer Leistungs- 
lohn, z. B. ein Stundenlohn (Zeitlohn), dessen 
Höhe sich nach der Transportleistung richtet, 
ausgeschlossen wird. 

Das Wort „unmittelbar“ eröffnet dem Arbeit- 
geber Möglichkeiten, das Verbot zu umgehen, 
indem er mittelbar an die Fahrleistung anknüpft. 

3. § 3 

a) In Absatz 5 ist folgender Satz anzufügen: 

„Wohnräume dürfen nur zur Verhütung drin- 
gender Gefahren für die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung betreten werden. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in- 
soweit eingeschränkt." 

Begründung 

Die Ergänzung ist erforderlich, weil Wohnung 
und Geschäftsraum eine Einheit bilden kön- 
nen. Die Aufsichtsbehörden müssen — soweit 
das Grundgesetz es zuläßt — ermächtigt sein, 
auch derartige Geschäftsräume zu betreten. 
Nach dem Grundgesetz kann durch ein Ge- 
setz das Betreten von Wohnungen und Wohn- 
räumen nur zur Verhütung dringender Ge- 
fahren für die Öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung gestattet werden. 

b) Absatz 6 ist zu streichen. 

Begründung 

Auch die Betriebe der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundespost sollten der 
Aufsicht durch die sonst zuständigen unab- 
hängigen Fachbehörden unterstellt werden. 
Für eine Sonderbehandlung besteht kein sach- 
licher Grund. Neuere sozialpolitische Gesetze 
(Jugendarbeitsschutzgesetz, Mutterschutzge- 
setz) tragen dem bereits Rechnung. 

4. § 5 

a) Absatz 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. als Unternehmer oder als Fahrer gegen 
eine Vorschrift über die Lenkzeiten oder 
Lenkzeitunterbrechungen in Abschnitt IV 
der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 ver- 
stößt,". 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 
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b) In Absatz 1 Nr. 6 sind die Worte „Kraft- | 
fabrer unmittelbar“ durch die Worte „Mit- 1 
glieder des Fahrpersonals“ zu ersetzen. 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 2 Abs. 1. 

c) In Absatz 3 sind die Worte „und hat auch 
der Betroffene im Inland keinen Wohnsitz, zu 
streichen. 

Begründung 


Eine Trennung der Verfahren sollte aber auch 
aus sachlichen und rechtlichen Gründen (Ver- 
waltungsaufwand, ungleiche Ahndung gleich- 
artiger Zuwiderhandlungen) vermieden wer- 
den. 

Auch in den wohl seltenen Fällen, daß es 
sich bei dem Betroffenen um den Inhaber 
einer ausländischen Firma mit Wohnsitz in 
der Bundesrepublik handelt, sollte die Bun- 
desanstalt als zuständige Verwaltungsbehörde 
bestimmt werden. 


5. § 6 

a) In Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich eine 
der in § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Nr. 2 
und Nr. 3 genannten Handlungen wiederholt, 
obwohl er durch die Aufsichtsbehörde wenig- 
stens zweimal schriftlich aufgefordert worden 
war, sie zu unterlassen, oder obwohl wegen 
der gleichen Zuwiderhandlung gegen ihn ein 
rechtskräftiger Bußgeldbescheid ergangen ist.“ 

b) In Absatz 2 sind nach den Worten „des Ab- 
satzes 1" die Worte „Satz 1" einzufügen. 

Begründung 

Nach den Erfahrungen der Gewerbeaufsicht 
ist bei Strafverfahren der Beweis dafür, daß 
der Arbeitnehmer durch die Zuwiderhand- 
lung gegen Arbeitszeitvorschriften in seiner 
Arbeitskraft oder Gesundheit gefährdet wur- 
de, außerordentlich schwer zu führen, so daß 
in der Regel trotz erheblicher Verstöße eine 
Bestrafung nicht nach diesem qualifizierten 
Tatbestand erfolgt. Mit der vorgeschlagenen 


Ergänzung werden eindeutig Tatbestands- 
merkmale festgelegt, die eine sachgerechte 
Ahndung zulassen. Durch die vorgeschlagene 
Strafandrohung kann der Schutz der Arbeit- 
nehmer weit wirksamer wahrgenommen wer- 
den. Die Ergänzung lehnt sich an die Fassung 
des § 67 des Jugendarbeitsschutzgesetzes an. 
Die Änderung des Absatzes 2 ergibt sich aus 
der Ergänzung des Absatzes 1, da die Ahn- 
dung der fahrlässigen Tatbegehung nach Ab- 
satz 2 nur in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
in Betracht kommt. 

c) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob die in § 6 Abs. 2 vorgesehene 
Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten beibehalten 
werden muß und ob verneinendenfalls diese 
Strafvorschrift in eine Bußgeldvorschrift um- 
gewandelt werden soll. 


§ 7 

§ 7 ist wie folgt zu fassen: 

»§ 7 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch das 
Fahrlehrergesetz vom 25. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1336), wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

,6. die tägliche und die wöchentliche Höchst- 
zeit der Lenkung eines Lastkraftwagens, 
einer Zugmaschine oder eines Kraftomni- 
busses und die erforderlichen Ruhezeiten 
und Ruhepausen sowie die entsprechen- 
den Nachweise für alle Personen ein- 
schließlich derjenigen, die ein solches 
Kraftfahrzeug nicht aufgrund eines Be- 
schäftigungsverhältnisses führen;'. 

2. In § 28 Nr. 1 werden nach dem Wort , ent- 
halten' die Worte ,oder auf dem Gesetz über 
das Fahrpersonal im Straßenverkehr vom 
. . . 1970 (Bundesgesetzbl. IS....) beruhen' 
eingefügt. 

3. In § 28 Nr. 3 werden die Worte , dieses Ge- 
setzes oder nach § 36 des Fahrlehrergesetzes' 
durch die Worte , dieses Gesetzes, nach § 36 
des Fahrlehrergesetzes oder nach § 5 des Ge- 
setzes über das Fahrpersonal im Straßenver- 
kehr' ersetzt. 

4. In § 30 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte ,nach 
diesem Gesetz oder nach dem Fahrlehrer- 
gesetz' durch die Worte ,nach diesem Gesetz, 
nach dem Fahrlehrergesetz oder nach dem Ge- 
setz über das Fahrpersonal im Straßenver- 
kehr ersetzt. 


Betroffene im Sinne dieser Vorschrift können 
auch Mitglieder des Fahrpersonals sein, die 
ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik haben, 
aber bei einer Firma mit Sitz im Ausland 
beschäftigt sind. Wird bei diesem Personen- 
kreis eine eigene Zuwiderhandlung und 
gleichzeitig ein Verstoß des Arbeitgebers 
festgestellt, so müßte das Bußgeldverfahren 
gegen den Arbeitgeber von der Bundesanstalt 
für den Güterfernverkehr und das Verfahren 
gegen den Arbeitnehmer vom Gewerbeauf- 
sichtsamt durchgeführt werden. 
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5. In § 30 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte ,des 
Güterkraftverkehrsgesetzes oder' durch die 
Worte ,des Güterkraftverkehrsgesetzes, des 
Gesetzes über das Fahrpersonal im Straßen- 
verkehr oder' ersetzt." 

Begründung 

Die Ergänzung der §§ 28 und 30 StVG soll wirk- 
same Maßnahmen zur Durchführung der EWG- 
Regelung ermöglichen. Außerdem müssen nach 
Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
dem Rat der Europäischen Gemeinschaften jähr- 
liche Berichte über die Durchführung dieser Ver- 
ordnung erstattet werden. Die Eintragung von 
Bußgeldbescheiden und Strafurteilen im Ver- 
kehrszentralregister schafft Unterlagen für solche 
Berichte, die anders nicht zu erhalten sind. 


II. 

Die Rechtsvorschriften über die Beschäftigung des 
Fahrpersonals im Straßenverkehr sind in zahlreichen 
Gesetzen und Verordnungen des Arbeitsschutz- und 
Verkehrsrechts verstreut. Durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 und das im Entwurf vorliegende 
Gesetz wird das geltende Recht für die Betroffenen 
wie für die Aufsichtsbehörden noch unübersicht- 
licher gestaltet. 

Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, so 
bald wie möglich die notwendigen Vorbereitungen 
zu einer möglichst weitgehenden Zusammenfassung 
und Vereinheitlichung der für das Fahrpersonal im 
Straßenverkehr geltenden Vorschriften zu treffen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung halt die vorgeschlagene Er- 
gänzung nicht für nötig. 

Der Entwurf sieht nicht vor, Mittel- oder Unter- 
behörden mit neuen Aufgaben des Bundes zu be- 
trauen. Zuständig soll vielmehr lediglich die Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr, eine seibstän- 
dige Bundesoberbehörde, sein. Deswegen ist nicht 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 2, sondern Artikel 87 Abs. 3 
Satz 1 GG anzuwenden. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung ist mit dem Vorschlag des Bun- 
desrates einverstanden. Nach ihrer Ansicht muß 
jedoch vermieden werden, daß Prämien für unfall- 
freies Fahren oder für die Fahrzeugwartung unzu- 
lässig werden, weil sie Fahrleistungen im Bezugs- 
zeitraum mit berücksichtigen. Außerdem besteht 
kein Anlaß, gegen die im Taxi- und Mietwagen- 
gewerbe zum Teil übliche Umsatzbeteiligung des 
Kraftfahrers einzuschreiten. 

Vorgeschlagen wird folgende Fassung des § 2 Abs. 1 : 

„(1) Mitglieder des Fahrpersonals dürfen als Ar- 
beitnehmer nicht nach den zurückgelegten Fahr- 
strecken oder der Menge der beförderten Güter ent- 
lohnt werden, auch nicht in Form von Prämien oder 
Zuschlägen für diese Fahrstrecken oder Gütermen- 
gen." 


Zu 3. a) 

Keine Bedenken. 


Zu 3. b) 

Die Bundesregierung hält die im Entwurf vorge- 
schlagene Bestimmung über die Eigenüberwachung 
in den Betrieben der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost weiterhin für nötig. Beide 
Organisationen beschäftigen zu einem großen Teil, 
im Omnibusdienst sogar überwiegend beamtete Mit- 
glieder des Fahrpersonals. Die von ihnen verwen- 
deten Fahrzeuge fallen nicht unter die Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69, soweit sie im Personenlinienver- 
kehr mit einer Linienlänge bis zu 50 km verkehren. 
Darüber hinaus sind die Fahrzeuge des Telegra- 
phen- und Fernsprechdienstes und des Postsachen- 
beförderungsdienstes von der Verordnung befreit. 
Das Personal arbeitet deshalb zum Teil auf Fahr- 
zeugen, für die EWG-Recht gilt, zum Teil auf 


I anderen Fahrzeugen, möglicherweise sogar in der- 
' selben Schicht. Die nötige Einheitlichkeit der Re- 
gelung der Dienstverhältnisse und die Berücksichti- 
! gung des Bundesbeamtenrechts, soweit Bundes- 
' beamte betroffen sind, läßt sich nur sicherstellen, 
wenn man den Behördenaufbau, über den beide 
Sonderverwaltungen verfügen, einschaltet, um zu 
i einer überregionalen Regelung zu gelangen. Dies 
ist in der Vergangenheit geschehen und hat sich 
I bewährt. Hinzu kommt, daß die Durchführung der 
Verordnung (EWG) Nr. 543/69 die Gewerbeaufsichts- 
behörden stark belasten wird, weil das Fahrpersonal 
von etwa 650 000 Fahrzeugen zu überwachen ist und 
die selbstfahrenden Unternehmer nicht ausgenom- 
, men werden. Die Bundesrepublik, die nach Ar- 
; tikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 über die 
j ordnungsgemäße Durchführung der Verordnung 
j (EWG) Nr. 543/69 der Europäischen Wirtschafts- 
I gemeinschaft Rechenschaft ablegen muß, kann ihre 
Aufgabe nur dann erfüllen, wenn alle Rationalisie- 
! rungsmöglichkeiten bei der Überwachung ausge- 
schöpft werden. Die Einschaltung der Gewerbeaiif- 
sichtsämter bei der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost würde diesem Grundsatz 
I widersprechen; sie würde die beschränkt verfüg- 
baren Aufsichtskräfte von Kontrollen ablenken, die 
dringender nötig sind als die Kontrollen bei der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post. 


Zu 4. a) und b) 

Keine Bedenken. 


Zu 4. c) 

Die Bundesregierung schlägt vor, die bisherige Fas- 
sung, die dem § 102 a GüKG entspricht, beizube- 
halten. 

Die Zuständigkeit des Bundes für die Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten muß auf das unvermeidbare 
Maß beschränkt werden. Die Bundesregierung hält 
sie entsprechend dem § 102 a GüKG für unnötig, 
wenn der Betroffene seinen Wohnsitz im Inland 
hat. Die Zusammenarbeit zwischen der Bundes- 
anstalt für den Güterfernverkehr und der zustän- 
digen Landesbehörde wird durch Verwaltungsanwei- 
sung sichergestellt werden. 


Zu 5. a) und b) 

Die Bundesregierung widerspricht der vorgeschla- 
genen Ergänzung des Absatzes 1. 
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Nach ihrer Ansicht reicht der Bußgeldrahmen von 
10 000 DM aus, um die in § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe b, Nr. 2 und Nr. 3 genannten Verstöße ange- 
messen zu ahnden. Die Grenze zwischen dem Ord- 
nungsunrecht und dem kriminellen Unrecht sollte 
dort gezogen werden, wo die Tat beginnt, die Ar- 
beitskraft oder die Gesundheit eines anderen zu 
gefährden. 


Zu 5. c) 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag aufrecht, 
hinsichtlich der Ahndung von fahrlässigen Taten 
nach denselben Grundsätzen zu verfahren wie im 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Arbeits- 
zeit in Bäckereien und Konditoreien vom 23. Juli 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 937). Nur so kann die 
Einheitlichkeit der Entscheidungen des Gesetzgebers 
erreicht werden. 


Zu 6. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen im Ergebnis zu. 

Nach ihrer Auffassung würde zwar für die Eintra- 
gung im Verkehrszentralregister die Überlegung 
nicht ausreichen, daß im Bereich der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft alljährlich Berichte über die 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 zu 
erstatten sind. Auch werden wirksame Maßnahmen 
zur Durchführung der EWG-Verordnung nicht ohne 
weiteres dadurch ausgeschlossen, daß die Eintragung 
unterbleibt. Die Eintragung wäre bei Beschränkung 
auf diese Voraussetzungen mit dem Zweck des Ver- 
kehrszentralregisters kaum vereinbar. Sie kommt 
jedoch bei Zuwiderhandlungen in Betracht, in denen 
die Verkehrssicherheit gefährdet wird. Die Bundes- 
regierung wird zu gegebener Zeit unter Berück- 
sichtigung dieser Gesichtspunkte prüfen, in welcher 
Weise von der Ermächtigung Gebrauch zu machen 
ist. 
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